a es 
Geſetz-Sammlung 


für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Stgaten. 


— Xr. 44. 


(Nr. 4487.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 30. Juni 1856., betreffend die Beſtaͤtigung der in 
Magdeburg unter dem Namen „Magdeburger Privatbank“ zum Betriebe 
von Bankgeſchaͤften gebildeten Aktiengeſellſchaft. 


Nachdem ſich unter dem Namen „Magdeburger Privatbank“ in Magdeburg 
eine Aktiengeſellſchaft zum Betriebe von Bankgeſchaͤften mit einem Stamm⸗ 
kapital von Einer Million Thalern gebildet hat, will Ich auf Ihren Bericht 
vom 10. Juni d. J. die Errichtung dieſer Privatbank und das beiliegende, am 
30. und 31. Mai d. J. notariell vollzogene Statut derſelben genehmigen, auch 
auf Grund des Geſetzes vom 17. Juni 1833. (Geſetz-Sammlung Seite 75.) 
der Geſellſchaft die Ermaͤchtigung zur Ausſtellung von Noten bis zum Betrage 
von Einer Million Thalern unter den in dieſem Statute feſtgeſetzten Bedingun⸗ 
gen ertheilen. 

Dieſer Mein Erlaß iſt nebſt dem beiliegenden Statute durch die Geſetz⸗ 
Sammlung zur oͤffentlichen Kenntniß zu bringen. 


Sansſouei, den 30. Juni 1856. 
Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. Simons. v. Bodelſchwingh. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten, 
den Juſtizminiſter und den Finanzminiſter. 


Jahrgang 1856. (Nr. 4487) 83 Statut 
Ausgegeben zu Berlin den 1. Auguſt 1856, 


ee 


Statut 
der Magdeburger Privatbank. 


Titel J. 
Bildung, Sitz, Segenſtand und Dauer der. Gefellfchaft. 


§. 1. 


Zum Betriebe von Bankgeſchaͤften hat eine Aktiengeſellſchaft ſich gebildet, 
welche unter der Firma: 


„Magdeburger Privatbank“ 
ihren Sitz und Gerichtsſtand in Magdeburg hat. 


H. 2. 
Sie bezweckt, Handel, Induſtrie und Gewerbe zu beleben. 


H. 3. 


Die Dauer der Bank iſt auf zehn Jahre feſtgeſetzt. Wenn während 
derſelben die Bankordnung vom 5. Oktober 18406. aufgehoben wird, ſo erliſcht 
die Konzeſſion der Magdeburger Privatbank ſechs Monate nach Bekannt⸗ 
machung des betreffenden Geſetzes ohne Anſpruch der Bankgeſellſchaft auf 
Entſchaͤdigung. N i 


Titel II. 
Stammkapital, Aktien und Aktionaire. 


F. 4. 
Das Stammkapital betraͤgt Eine Million Thaler Preußiſch Kurant, uͤber 


welches zweitauſend auf den Namen des Inhabers geſtellte Aktien, jede zu 
Ffuͤnfhundert Thalern, nach dem beigefuͤgten Schema B. ausgefertigt werden. 
. Die Einzahlung der Aktienbetraͤge erfolgt nach Beduͤrfniß der Geſellſchaft 
in Raten von 10 bis 25 Prozent auf die nach H. 11. zu veroͤffentlichenden 
Aufforderungen des Verwaltungsrathes. 
Iſt die Einzahlung der vollen Million innerhalb Jahresfriſt, vom Tage 


2 


der Beſtätigung des gegenwaͤrtigen Statuts an gerechnet, nach den le 
en 
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den Beſtimmungen nicht erfolgt, ſo iſt die zur Errichtung der Bank ertheilte 
Konzeſſion erloſchen. i 5 


H. 5. 


Der Geſchaͤftsbetrieb der Bank kann beginnen, wenn die Aktien voll ge⸗ 
zeichnet ſind, die Haͤlfte des Stammkapitals nach H. 4. eingezahlt und dies dem 
Kommiſſarius der Koͤniglichen Regierung nachgewieſen iſt. 5 


$. 6. 
Niemand darf mehr als Einhundert Stuͤck Aktien beſitzen. 


N 


Bei der Aktienzeichnung werden zur Sicherſtellung des Unternehmens 
zwanzig Prozent in Preußiſchem Kurant oder in inlaͤndiſchen, auf jeden In⸗ 
haber lautenden Staats-, Kommunal- oder anderen, unter Autoritaͤt des Staa⸗ 
tes von Korporationen oder Geſellſchaften ausgegebenen Papieren nach dem 
Boͤrſenkurſe des Tages der Einlieferung an die Aelteſten der Kaufmannſchaft 
in Magdeburg gegen Empfang eines Quittungsbogens nach dem beigefügten 

rhea. A. gezahlt. Dieſe Quittungsbogen lauten auf den Namen des 
Inhabers. 


H. 8. 


Sobald der volle Betrag fuͤr jede Aktie mit fuͤnfhundert Thalern Preu⸗ 
ßiſchem Kurant zur Geſellſchaftskaſſe eingezahlt iſt, wird die Aktie ſelbſt gegen 
Ruͤckgabe des Quittungsbogens ausgereicht. So lange die Bank beſteht, koͤn⸗ 
nen die fuͤr gezeichnete Aktien bezahlten Summen nicht zuruͤckgefordert werden. 


H. 9. 


Die Aktien werden auf eine namentlich genannte Perſon a 
und nach fortlaufenden Nummern in ein hierzu beſtimmtes Aktienbuch der Ge⸗ 
ſellſchaft eingetragen. Zu denſelben werden alljaͤhrlich zahlbare, auf den In⸗ 
haber lautende Dipidendenſcheine fuͤr eine angemeſſene Zahl von Jahren nach 
dem Formulare C. ausgegeben und nach deren Ablauf erneuert. ; 

% 5 Das Eigenthum der Aktien kann auf jede rechtsguͤltige Weiſe verändert 
werden. 

Die Aktien ſind jedoch einzeln nicht theilbar und deshalb theilweiſe 
Eigenthumsuͤbertragungen unzuläffig. 


F. 10. 
Auf den Grund einer vollſtaͤndig Ran Ceſſion, deren Echtheit 
83 


die Geſellſchaft zu pruͤfen befugt, aber nicht verpflichtet iſt, wird das il: 
(Nr. 4487.) _ f * thum 
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thum einer Aktie auf den Namen des neuen Erwerbers im Aktienbuche umge⸗ 
ſchrieben und dies von der Direktion auf der Aktie vermerkt. 

Im Verhaͤltniß zu der Geſellſchaft werden nur diejenigen als die Eigen⸗ 
thuͤmer der Aktien angeſehen, die als ſolche im Aktienbuche verzeichnet ſtehen. 


§. 11. 


Der Termin zu den Einzahlungen ift zweimal, und zwar das erſte Mal 
mindeſtens vier Wochen vor der angeſetzten Schlußzeit in den H. 14. bezeich⸗ 
neten oͤffentlichen Blaͤttern bekannt zu machen. 

Wer der Zahlungsaufforderung zur feſtgeſetzten Friſt nicht nachkommt, 
verfaͤllt in eine Konventionalſtrafe von zwei Thalern fuͤr jede Aktie. 

Die ausgebliebenen Einzahlungen werden nach den Nummern der Quit⸗ 
tungsbogen öffentlich befannt gemacht und die Saͤumigen zur Einzahlung der 
ausgeſchriebenen Rate und der Konventionalſtrafe binnen ſpaͤteſtens vier Wochen 
anderweit aufgefordert. Erfolgt auch nach Ablauf dieſer Friſt die Einzahlung 
nicht, ſo werden die Quittungsbogen auf vorhergegangenen Beſchluß des Ver⸗ 
waltungsrathes durch oͤffentliche Bekanntmachung annullirt, und die fruͤher ge⸗ 
leiſteten Einzahlungen fallen der Geſellſchaft anheim, welche berechtigt iſt, an 
der Stelle der annullirten neue Quittungsbogen zu kreiren und zu ihrem Beſten 
zu verkaufen. 


H. 127 


Jeder Aktionair hat nach Verhaͤltniß der Zahl feiner Aktien Antheil an 
dem geſammten Eigenthume, dem Gewinne und Verluſte der Geſellſchaft. 


H. 13. 


f Iſt eine Aktie, ein Quittungsbogen, Dividenden-, Pfand⸗ oder Depoſitenſchein 
erſichtlich unbrauchbar geworden, ſo ſoll dafuͤr ein Duplikat unter gleicher Num⸗ 
mer ausgeantwortet, das vorhandene verdorbene Exemplar aber kaſſirt und, 
daß ſolches geſchehen, in den Buͤchern der Bank vermerkt werden. Iſt eines 
der bezeichneten Inſtrumente vernichtet, verloren gegangen, oder durch Verletzung 
weſentlicher Unterſcheidungsmerkmale unkenntlich geworden, ſo muß die gericht⸗ 
liche Amortiſation deſſelben erfolgen, bevor ein neues Dokument in deſſen Stelle 
1 e wird. Die Koſten dieſes Verfahrens fallen dem Betheiligten 
zur Laſt. 


§. 14. 


Alle oͤffentlichen Aufforderungen, Einladungen und Bekanntmachungen, 
die in dieſem Statute vorgeſchrieben, werden in Beziehung auf die dabei bethei⸗ 
ligten Perſonen als genuͤgend erlaſſen erachtet, wenn ſie dem Staatsanzeiger, 
dem Magdeburger Korrefpondenten (Neue Magdeburger Zeitung), der Magde⸗ 
burgiſchen Zeitung und der Leipziger Zeitung inſerirt find. — Im Falle 11 0 

ieſer 
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dieſer Blaͤtter eingeht, bleibt es der Direktion mit Genehmigung des Verwal⸗ 
tungsrathes vorbehalten, jenem ein anderes zu ſubſtituiren und dies öffentlich 
bekannt zu machen. Die Koͤnigliche Regierung hierſelbſt kann, ſobald ſie es 
fuͤr erforderlich erachtet, vorſchreiben, welche Blaͤtter an Stelle der obengenann⸗ 
ten treten ſollen, und iſt die desfallſige Verfuͤgung in den gewaͤhlten Organen 
der Veröffentlichung bekannt zu machen, 5 


. Titel III. 
Von den Geſchäften der Bank. 


9. 15. 


Die Bank iſt zur Erreichung der im §. 1. angegebenen Zwecke befugt: 


1) gezogene und trockene Wechſel, die im Inlande zahlbar ſind, zu diskon⸗ 
tiren und Wechſel auf Plaͤtze des Auslandes zu kaufen. Die zur Dis⸗ 
kontirung angebotenen Papiere muͤſſen mit einem auf die Bank lauten⸗ 
den Giro verſehen ſein, duͤrfen nicht ſpaͤter als drei Monate nach dem 
Datum der Diskontirung verfallen und es muͤſſen aus ihnen wenigſtens 
drei ſolide Verbundene haften; 

2) Kredit und Darlehne zu bewilligen, jedoch nicht auf längere Zeit als 
drei Monate, und nur gegen Verpfaͤndung von 


a) Urſtoffen und Waaren, die im Inlande lagern und dem Verder⸗ 
ben nicht unterworfen ſind; 

b) von inlaͤndiſchen Staats-, Kommunal- oder anderen, unter Auto⸗ 
ritaͤt des Staats von Korporationen oder Geſellſchaften ausge⸗ 
gebenen geldwerthen, auf den Inhaber lautenden Papieren, ſowie 
von Wechſeln auf Plaͤtze des Auslandes, desgleichen von unge⸗ 
muͤnztem oder gemuͤnztem Gold und Silber. Inlaͤndiſche Papiere, 
die auf den Namen lauten, duͤrfen in der Regel nicht beliehen 
werden. Ausnahmen beſtimmt die Geſchaͤftsinſtruktion fuͤr die 
Direktion. Der Widerſpruch des Kommiſſars des Staats gegen 
die Beleihung von Papieren dieſer Art iſt fuͤr die Geſellſchaft 
maaßgebend. Die Beleihung der eigenen Aktien oder der Aktien 
anderer Privatbanken iſt der Geſellſchaft unbedingt unterſagt; 


3) Effekten der vorſtehend sub Litt. b. bezeichneten Art, ſowie edle Metalle 
oder fremde Muͤnzen zu kaufen und zu verkaufen. Jedoch darf der 
Ankauf von inlaͤndiſchen Staats-, Kommunal- oder anderen, unter Auto⸗ 
ritaͤt des Staats von Korporationen oder Geſellſchaften ausgegebenen, 
auf den Inhaber lautenden geldwerthen Papieren nur bis zu dem durch 
die Geſchaͤftsinſtruktion feſtgeſetzten Betrage ſtattfinden und der Beſtand 
von dergleichen Effekten ein Drittel des eingezahlten Stammkapitals nie⸗ 
mals uͤberſchreiten; 

4) das Inkaſſo von Wechſeln, Geldanweiſungen, Rechnungen und Effek⸗ 

(Nr. 4487. ten, 
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ten, die in der Provinz Sachſen zahlbar ſind, zu beſorgen, unverzinsbare 
Kapitalien ohne Verbriefung, jedoch gegen Empfangsbeſcheinigungen, 
die nur auf den Namen des Einzahlenden lauten duͤrfen, anzunehmen 
und mit den Eigenthuͤmern der ſolchergeſtalt einkaſſirten oder angenom⸗ 
menen Gelder und Effekten in Giroverkehr zu treten; 

5) Noten nach näherer Vorſchrift der Hö. 17. ff. dieſes Statuts auszugeben 
und einzuziehen. 


Andere, als die vorſtehend bezeichneten Geſchaͤfte ſind der Bank nicht 
geſtattet, beſonders darf ſie keine Kapitalien auf Hypothek unterbringen. Auch 
hat dieſelbe die ihr geſtatteten Geſchäfte lediglich auf die Provinz Sachſen zu 


€ 


befchränfen. 
$. 16. 


Die Bank zahlt und rechnet in Preußiſchem Silbergelde nach den Wer⸗ 
then, welche durch das Geſetz uͤber die Muͤnzverfaſſung in den Preußiſchen 
Staaten vom 30. September 1821., Geſetz-Sammlung Nummer 673,, beſtimmt 
worden ſind. 


§. 17. 


Die Bank hat das Recht, waͤhrend der Dauer ihres Beſtehens unver⸗ 
zinsbare, auf jeden Inhaber lautende Noten (F. 15. Nr. 3.) bis zum Be⸗ 
trage Einer Million Thaler auszufertigen und in Umlauf zu ſetzen, jedoch un⸗ 
terliegt die Ausfertigung und die Form derſelben der Genehmigung, beziehungs⸗ 
weiſe der Beauffichtigung der Regierung. 


Diefe Noten find der Stempelſteuer nicht unterworfen. Ergiebt ſich am 
Schluſſe des Geſchaͤftsjahres (§. 56.) eine Verminderung des Stammkapitals 
um mehr als den vierten Theil deſſelben, ſo iſt die Summe der in Umlauf 
geſetzten Noten wenigſtens auf den als noch vorhanden nachgewieſenen Betrag 
des Stammkapitals zu beſchraͤnken. Ebenſo darf, wenn die Bank dem H. 5. 
gemaͤß ihre Geſchaͤfte beginnt, bevor die zweite Haͤlfte des Stammkapitals ein⸗ 
gezahlt iſt, auch die Notenausgabe nur zur Haͤlfte der bewilligten Einen Million, 
oder doch nur bis zur Höhe desjenigen Betrages erfolgen, zu welchem das 
Stammkapital bereits eingezahlt worden. 


H. 18. 


Die Noten duͤrfen nur auf Betraͤge von 10, 20, 50, 100 und 200 Tha⸗ 
lern Preußiſch Kurant ausgeſtellt werden, und der Geſammtbetrag der zu 
10 Thalern ausgeſtellten ſoll die Summe von 100,000 Thalern, die zu 20 Tha⸗ 
lern ausgegeben werden, duͤrfen ebenfalls die Summe von 100,000 Thalern, 
107 die auf 50 Thaler lautenden die Summe von 300,000 Thalern nicht über: 

eigen. 


. Je. 
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1. 


Die Bank iſt verpflichtet, die Noten auf Verlangen der Inhaber bei 
der Praͤſentation ſofort in Magdeburg gegen klingendes Kurant einzulöfen. 

Anzeigen eines durch Diebſtahl oder irgend ein anderes Ereigniß ent⸗ 
ſtandenen Verluſtes der ausgegebenen Noten koͤnnen die Zahlung an den Vor⸗ 
zeiger niemals aufhalten und ſind fuͤr die Bank unverbindlich. 

Der Inhalt dieſes Paragraphen und des H. 21. iſt auf jeder Note deutlich 
abzudrucken. a f 


H. 20. 


Die Direktion und der Verwaltungsrath ſind dafuͤr verantwortlich, daß 
jederzeit ein dem Betrage der zirkulirenden Noten gleicher Beſtand an Deckungs⸗ 
mitteln von mindeſtens einem Drittel in baarem Gelde, mindeſtens einem Drittel 
in diskontirten Wechſeln und dem Reſte in Effekten, welche Eigenthum der 
Geſellſchaft ſein muͤſſen, in einer beſondern, unter dreifachem Verſchluſſe zu hal⸗ 
tenden und fuͤr die ſonſtigen Beduͤrfniſſe der Bank nicht zu verwendenden Noten⸗ 
kaſſe aufbewahrt werden. 

Außerdem dienen alle Darlehnsforderungen der Bank gegen Unterpfand 
und ihre uͤbrigen ſaͤmmtlichen Aktiva zur Deckung der Noten. 


Titel IV. 
Von den ſpeziellen Rechten der Bank. 


H. 21. 


Der Bank ſteht das Recht zu, die von ihr ausgegebenen Noten zur Ein⸗ 
loͤſung oder zum Umtauſch in einem beſtimmten Termine bei Vermeidung der 
Präklaſſon öffentlich aufzurufen. Bir 

Zu dieſem Zwecke erläßt fie durch dreimalige Bekanntmachungen, in 
Zwiſchenraͤumen von einem Monate, mittelſt der im F. 14. gedachten d entlichen 
Blaͤtter und der Amtsblaͤtter der Regierungen in den Provinzen der Preußi⸗ 
ſchen Staaten eine Aufforderung zur Einloͤſung oder zum Umtauſch der Noten. 

Nach Ablauf der vorſtehenden Friſten werden die Inhaber der Noten, 
welche ſich nicht gemeldet haben, in den vorbezeichneten Blattern Behufs der 
Einlöͤſung oder des Umtauſches zu einem, mindeſtens drei Monate vom Tage 
der letzten Inſertion hinauszuſetzenden Praͤkluſtwtermine unter der Warnung 
und mit der rechtlichen Wirkung vorgeladen, daß mit Ablauf dieſes Termins 
alle Anſpruͤche an die Bank aus den aufgerufenen Noten erloͤſchen. 

Anmeldungen zum Schutze gegen die Praͤkluſton find nicht zulaͤſſig, viel⸗ 
mehr tritt dieſe letztere unmittelbar mit dem Ablaufe des Praͤkluſivtermins gegen 
alle diejenigen ein, welche ſich nicht gemeldet haben, dergeſtalt, daß jeder An⸗ 

(Nr. 4487) ſpruch 


ſpruch auf Einlöfung oder Uintauſch erloſchen iſt, alle aufgerufenen, nicht einge⸗ 
lieferten Noten werthlos ſind und, wenn ſie etwa noch zum Vorſchein kommen, 
von der Bank angehalten und vernichtet werden koͤnnen. Der Betrag der fol 
chergeſtalt praͤkludirten Noten ſoll zu mildthaͤtigen Zwecken nach näherer Be⸗ 
ſtimmung des Verwaltungsrathes verwendet werden. 


Titel V. 
Von der Derfaffung und Verwaltung der Bank. 


H. 22 


Die Angelegenheiten der Bank und deren Geſchaͤftsbetrieb werden durch 
die Beſchluͤſſe der Geſellſchaft in deren Generalverſammlungen, durch einen 
Verwaltungsrath und durch eine Direktion nach den folgenden naͤhern Beſtim⸗ 
mungen beſorgt und wahrgenommen. 


A. Don der Seneral-Verſammlung. 


§. 23. 


Alljaͤhrlich ſpaͤteſtens im Monat Maͤrz tritt die Generalverſammlung in 
Magdeburg zuſammen. 


H. 24. 


Jeder Aktionair hat für fich ruͤckſichtlich ſeiner Rechte und Pflichten Magde⸗ 
burg als Domizil zu waͤhlen und iſt in dieſer Beziehung der Gerichtsbarkeit 
des Koͤniglichen Stadt⸗ und Kreisgerichts zu Magdeburg unterworfen. 

Alle Inſinuationen geſchehen guͤltigerweiſe an die von ihm zu bezeich⸗ 
nende, in dieſem Domizilorte wohnende Perſon nach Maaßgabe der $$. 20. 
und 21. Theil I. Titel 7. der Allgemeinen Gerichtsordnung, und in Ermange⸗ 
lung der Bezeichnung einer ſolchen Perſon auf dem Sekretariate des Königli- 
chen Stadt⸗ und Kreisgerichts hierſelbſt. 


H. 25. 
Außerordentliche Generalverſammlungen finden ſtatt: auf Beſchluß des 


Verwaltungsrathes und auf den ſchriftlichen Antrag von wenigſtens dreißig 


Aktionairen, welche in dem Beſitze von mindeſtens Einhundert Stuͤck Aktien 
ausweislich ſein muͤſſen. 


H. 20. 


Die Einladungen zu Generalverſammlungen, welche die Zeit und an 
3 r 
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Ort enthalten muͤſſen, erlaͤßt der Verwaltungsrath durch zweimalige Bekannt⸗ 
machung in den H. 14. bezeichneten oͤffentlichen Blaͤttern. 

Die erſte Bekanntmachung muß mindeſtens vier Wochen vor dem zur Ver⸗ 
ſammlung beſtimmten Tage erfolgen. Eine Angabe der zur Berathung zu 
bringenden Gegenſtaͤnde iſt erforderlich, wenn ſie nicht ſtatutenmaͤßig und ein 
für alle Mal (H. 28.) der ordentlichen Generalverſammlung zugewieſen find. 

Bei der Berufung einer außerordentlichen Generalverſammlung muͤſſen 
die zur Berathung und Beſchlußnahme kommenden Gegenſtaͤnde in der oͤffent⸗ 
lichen Einladung kurz angedeutet ſein. 


§. 27, 


Der jedesmalige Vorſitzende des Verwaltungsrathes hat den Vorſitz in 
der Generalverſammlung und leitet die Berathungen und Abſtimmungen nach 
1 1 5 ihm zu beſtimmenden Reihenfolge der Geſchaͤfte, ernennt auch die Stimm⸗ 
zaͤhler. 


$. 28. 


In den ordentlichen Generalverſammlungen werden folgende Geſchaͤfte 
verhandelt: n 


1) Bericht des Verwaltungsrathes über die Lage des Geſchaͤfts im Allge— 
meinen und uͤber die Reſultate des verfloſſenen Jahres insbeſondere; 

2) Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrathes; 

3) Berathung und Beſchlußnahme uͤber die Antraͤge des Verwaltungsrathes, 
ſowie uͤber die Antraͤge einzelner Aktionaire, welche bis zum 15. Februar 
jeden Jahres dem Verwaltungsrathe ſchriftlich eingereicht ſein muͤſſen; 

4) Wahl von drei Kommiſſarien, welche den Auftrag erhalten, die Bilance 
mit den Buͤchern und Skripturen der Geſellſchaft zu vergleichen und, 
rechtfindend, dem Verwaltungsrathe Decharge zu ertheilen. 


$. 29. 


Die außerordentlichen Generalverſammlungen beſchaͤftigen ſich nur mit 
Gegenſtaͤnden, die bei der Berufung bezeichnet ſind. 


$. 30. 


Nur die im Aktienbuche verzeichneten Aktionaire haben Zutritt zu den 
Generalverſammlungen. „ 

Ehefrauen werden durch ihre Maͤnner, minderjaͤhrige und ſonſt bevor⸗ 
mundete Perſonen werden durch ihre geſetzlichen Vertreter repraͤſentirt, auch 
wenn letztere nicht Aktionaire ſind. Prokuratraͤger uͤben das Stimmrecht fuͤr 

ihre Machtgeber aus. Abweſende Aktionaire koͤnnen ſich nur durch anweſende 
ſtimmberechtigte Aktionaire vertreten laſſen. Der Vertreter hat die desfallſige 
Jahrgang 1856. (Nr. 4487.) Such ſchrift⸗ 


666 


ſchriftliche Vollmacht vor Eröffnung der Verhandlungen bei der Verwaltung 
niederzulegen. a 
Die Zahl der Stimmen beſtimmt ſich nach der Zahl der einem Jeden 
von ihnen gehörenden Aktien, jedoch geben nur 
eine bis fuͤnf Aktien Eine Stimme, 
und je fuͤnf Aktien immer eine Stimme mehr. 
Mehr als zwanzig Stimmen kann kein Aktionair, auch nicht kraft erhal⸗ 
tener Vollmacht, in ſich vereinigen. 


H. 31 


Wer an den Generalverſammlungen Theil nehmen will, hat ſpaͤteſtens 
bis eine Stunde vor dem Beginne der Verhandlung bei einem vom Verwal⸗ 
tungsrathe zu benennenden Beamten der Geſellſchaft eine Eintrittskarte zu 
loͤſen, welche zugleich die Anzahl Stimmen, die er vertritt, angiebt. Ein auf 
Grund der beim Eintritt in die Generalverſammlung abgegebenen Stimmkarten 
anzufertigendes, vom Verwaltungsrathe zu atteſtirendes Verzeichniß der Er⸗ 
ſchienenen liefert den Beweis uͤber die Zahl und Stimmbefugniß der anweſend 
geweſenen Aktionaire, und iſt dem uͤber die Verhandlung aufzunehmenden ge⸗ 


richtlichen oder notariellen Protokoll beizufügen und mit demſelben auszufertigen. 


§. 32. 


Die Beſchluͤſſe und Wahlen der Generalverſammlung vollbringen ſich 
mit abſoluter Stimmenmehrheit. Bei Gleichheit der Stimmen giebt diejenige 
des Vorſitzenden den Ausſchlag. Im Falle jedoch bei den Wahlen Stimmen⸗ 
gleichheit ſich herausſtellt, entſcheidet das Loos. 


§. 33. 


a Das formelle Verfahren uͤber die Abſtimmung ordnet der Vorſitzende 
an. Er hat auch die Befugniß, drei Mitglieder der Generalverſammlung zur 
Mitvollziehung des uͤber jede ſolche Verſammlung nothwendig aufzunehmenden 
gerichtlichen oder notariellen Protokolls zu ernennen. 


H. 34. 
Die nach den vorſtehenden Beſtimmungen gefaßten Beſchluͤſſe verpflichten 


die Geſellſchaft unbedingt, mithin auch jeden in der Generalverſammlung wede 
anweſenden noch vertretenen Aktionair. 5 


B. Don dem Verwaltungsrathe. 
H. 35. 


Die obere Leitung der Geſellſchaft, ſowie die Vertretung derſelben in 
allen Beziehungen, wird einem von der Generalverſammlung ernannten 11 
wal⸗ 


„ 


waltungsrathe anvertraut. Die Wahlverhandlung erfolgt in Gegenwart eines 
Notars oder Gerichtsdeputirten und die Ausfertigung des von dieſem daruͤber 
aufgenommenen Protokolls bildet die Legitimation der Verwaltung. 2 

Der Verwaltungsrath beſteht aus neun Mitgliedern. Ihre Funktionen 
dauern ſechs Jahre. Alle zwei Jahre ſcheiden drei Mitglieder aus dem Ver⸗ 
waltungsrathe aus. Die Wahl des Verwaltungsrathes fuͤr die erſte Periode 
geſchieht in einer Urverſammlung der Aktiongire nach abſoluter Stimmenmehr⸗ 
heit der bei der Wahl nach K. 30. betheiligten Stimmen. Die ordentliche 
Generalverſammlung waͤhlt ihre Nachfolger durch geheime Abſtimmung. Welche 
Mitglieder in den Jahren, wo der Turnus noch nicht feſtſteht, auszuſcheiden 
haben, wird durch das Loos beſtimmt. Die Ausſcheidenden find wieder wähl- 
bar. Die Namen der Gewaͤhlten werden durch die im H. 14. bezeichneten Blatter 
oͤffentlich bekannt gemacht. 


F. 36. 


Nur zur unbeſchraͤnkten Verwaltung ihres Vermoͤgens berechtigte, in 
Magdeburg wohnhafte Aktionaire koͤnnen in den Verwaltungsrath gewaͤhlt 
werden. Frauen, Korporationen, Handlungsfirmen als ſolche, und diejenigen, 
welche ihre Zahlungen eingeſtellt haben, oder in Konkurs verfallen geweſen und 
die Befriedigung ihrer ſaͤmmtlichen Glaͤubiger nicht nachweiſen koͤnnen, find von 
der Wahl ausgeſchloſſen. 


H. 37. 


Jedes Mitglied des Verwaltungsrathes hat bei dem Antritt ſeines Amtes 
fuͤnf auf ſeinen Namen eingetragene Aktien der Magdeburger Privatbank zu 
deponiren und kann daruͤber waͤhrend ſeiner Amtsdauer nicht verfuͤgen. 


F. 38. 


Der Verwaltungsrath waͤhlt aus ſeiner Mitte einen Vorſitzenden und 
einen Stellvertreter. Ihre Funktionen in dieſer Eigenſchaft dauern zwei Jahre; 
ſie ſind nach Ablauf derſelben wieder waͤhlbar. Sollten Beide verhindert ſein, 
einer Sitzung des Verwaltungsrathes beizuwohnen, ſo uͤbernimmt das nach den 
Lebensjahren aͤlteſte Mitglied deſſelben den Vorſitz. 


§. 39. 


Kommt in außergewoͤhnlicher Weiſe die Stelle eines Mitgliedes des 
Verwaltungsrathes zur Erledigung, ſo ſteht es dem letzteren frei, dieſelbe vor⸗ 
laͤufig für die Dauer bis zur naͤchſten Generalverſammlung wieder zu beſetzen. 
Die definitive Wiederbeſetzung erfolgt aber durch Wahl der Generalverſamm⸗ 
lung. Das in dieſer Weiſe gewaͤhlte Mitglied ſcheidet an dem Termine aus, 
an welchem die Dauer der Funktionen ſeines Vorgaͤngers aufgehört haben 
wuͤrde. 

Gr, 4487.) f 84 H. 40. 
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H. 40. 


Der Verwaltungsrath verſammelt ſich ſo oft, als er es fuͤr dienlich er⸗ 
achtet, an feſtzuſetzenden Terminen auf Einladung des Vorſitzenden, oder auf 
den Antrag von drei Verwaltungsraͤthen, in der Regel mindeſtens monatlich 
ein Mal, um von dem Gange der Geſchaͤfte Kenntniß zu nehmen und Erfor⸗ 
derliches zu beſchließen. Die Beſchluͤſſe des Verwaltungsrathes werden nach 
abſoluter Stimmenmehrheit der anweſenden Mitglieder gefaßt. Im Falle der 
Stimmengleichheit überwiegt die Stimme des Vorſitzenden, oder in deſſen Ab⸗ 
weſenheit des Stellvertreters, beziehungsweiſe des in deren Stelle tretenden an⸗ 
weſenden aͤlteſten Mitgliedes des Verwaltungsrathes. Zur Faſſung eines 
F iſt die Anweſenheit von wenigſtens fuͤnf Mitgliedern er⸗ 

forderlich. 


H. 41. 


Der Verwaltungsrath beraͤth und verfuͤgt innerhalb der Grenzen des 
Statuts uber alle Angelegenheiten der Geſellſchaft, ſoweit dieſe nicht der Be⸗ 
ſchlußnahme der Generalverſammlung vorbehalten ſind. 


90 Zu den ausſchließlichen Befugniſſen und Pflichten des Verwaltungsrathes 
gehoͤren: a 


a) die Anordnung ſolcher Maaßregeln, die er zu einem geregelten und den 
Zwecken der Bank angemeffenen Betriebe der Geſchaͤfte für noͤthig erach⸗ 
tet. Die Direktion hat den von dem Verwaltungsrathe ihr mitgetheilten 
Beſchluͤſſen Folge zu leiſten; 

b) die genaue Kenntnißnahme von der Seitens der Direktion bei den jedes⸗ 
maligen Verhandlungen des Verwaltungsrathes ihm vorzulegenden Ueber⸗ 
1 Kaſſe der Bank, des Wechſelportefeuilles und der Lombard⸗ 

eſtaͤnde; i 

c) die Abfaſſung von Geſchaͤfts⸗Inſtruktionen für das Perſonal der einzel⸗ 
nen Geſchaͤftszweige; 

d) die monatliche Reviſton der Kaſſe, der Wechſel⸗ und Lombarbdbeſtaͤnde 
durch aus ſeiner Mitte zu deputirende Mitglieder, welche ein Protokoll 
uͤber die Reviſion aufzunehmen haben; i 

e) außerordentliche Kaſſenreviſionen nach den vorſtehenden Beſtimmungen, ſo 
oft er dieſelben für angemeſſen erachte; 

f) die Prüfung der von der Direktion ihm einzureichenden Bilance, ſowie 
die Feſtſtellung der am Schluſſe jedes Geſchaͤftsjahres zu vertheilenden 
Dividenden; 

8) die Wahl und Beſtallung des vollziehenden Direktors, des Bankbuch⸗ 
halters und des Rendanten (Kaſſirers), ſowie die Beſtaͤtigung des von 
dem vollziehenden Direktor e übrigen Bankperſonals, des⸗ 
gleichen die Beſtimmung der Gehälter und Kautionen ſaͤmmtlicher Anz 
geſtellten; 

f h) die 
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h) die Wahl des Syndikus der Bank und der Abſchluß des Kontrakts 
mit demſelben; f a ; 

i) die Sorge für die interimiftifche Stellvertretung eines Direktors, ſowie 
Ausſtellung von Prokuren, und zwar ſowohl zum Zwecke ſolcher in⸗ 
terimiſtiſcher Stellvertretung, als zur Vertretung der Geſellſchaft uͤberhaupt 
in den von dem Verwaltungsrathe als geeignet erachteten Faͤllen, des⸗ 
gleichen die Beſtimmung des Inhaltes und der Grenzen ſolcher Prokuren; 

k) die Bewilligung von Gratifikationen, die Befugniß, ein zweckmaͤßiges 
Geſchaͤftslokal durch Kauf oder Miethe zu beſchaffen und die Feſtſetzung 
15 dafuͤr, ſowie fuͤr den Geſchaͤftsbetrieb uͤberhaupt zu verwendenden 

oſten. 


$. 42, 


Der Verwaltungsrath ift befugt, alle Beamten der Gefellfchaft wegen 
Dienſtvergehen, Fahrlaͤſſigkeit und aus moraliſchen Gründen jederzeit zu ent⸗ 
laſſen. Der desfallſige Beſchluß erfordert jedoch die Uebereinſtimmung von 
mindeſtens ſechs Mitgliedern des Verwaltungsrathes. 


H. 43. 


Der Verwaltungsrath iſt berechtigt, uͤber Alles, was das Intereſſe der 
Geſellſchaft anbetrifft, Vertraͤge, Vergleiche und Kompromiſſe abzuſchließen und 
Subſtitutionen zu ertheilen. 


H. 44. 


Alle Ausfertigungen des Verwaltungsrathes werden von dem Vorſitzen⸗ 
den oder dem Stellvertreter, oder von zwei dazu deputirten Mitgliedern des 
Verwaltungsrathes unterſchrieben. 


H. 45. 


Der Verwaltungsrath wird nicht beſoldet; er bezieht jedoch, außer dem 
Erſatze fuͤr die durch ſeine Funktionen veranlaßten Auslagen, fuͤr ſeine Muͤhe⸗ 
waltung eine Tantieme von ſechs Prozent vom Reingewinn. Der Verwaltungs- 
. rath ftellt die Vertheilung dieſer Tantieme unter feine Mitglieder feſt. 


C. Von der Direktion. 
§. 46. 


Die Direktion beſteht aus dem vollziehenden Direktor und zweien nach 
Anordnung des Verwaltungsrathes aus deſſen Mitte von Zeit zu Zeit wech⸗ 
9 905 Mitgliedern, welche jedoch nie einer und derſelben Firma angehoͤren 
uͤrfen. 

(Nr. 4487.) $ 47. 
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$. 47. 


Der vollziehende Direktor darf keine Nebengeſchaͤfte betreiben, er muß 
den Geſchaͤften der Bank ſeine ungetheilte Thaͤtigkeit widmen. 

Er kann bei der Bank einen anderen Kredit nicht erhalten, als gegen 
Lombards, und auch dieſen nur, wenn der Verwaltungsrath dazu feine Zuſtim⸗ 
mung giebt. ; 


H. 48. 


Die Legitimation des vollziehenden Direktors, ſowie des Stellvertreters, 
wird durch eine Ausfertigung des uͤber die Wahl aufgenommenen gerichtlichen 
oder notariellen Protokolls geführt. Die Namen derſelben, ſowie diejenigen der 
den Verwaltungsrath bildenden Perſonen, find bei Ronſtituirung der Bank und 
demnaͤchſt bei jedem in den Perſonen eintretenden Wechſel in den F. 14. be⸗ 
zeichneten Blaͤttern zu veroͤffentlichen. Dritten Perſonen gegenüber kann nicht 
entgegengeſetzt werden, daß Mitglieder des Verwaltungsrathes, welche als Di⸗ 
et ‚gehandelt haben, dazu vom Verwaltungsrathe nicht abgeordnet gez 
weſen feien, 


$. 49. 


Die Direktion vertritt die Geſellſchaft nach außen, bringt die Bank⸗ 
geſchaͤfte zur Ausfuͤhrung und beſorgt die Verwaltung des Bankvermoͤgens, hat 
jedoch in Gemaͤßheit des H. 41. bei der Ausuͤbung aller dieſer Funktionen die 
Vorſchriften und Anweiſungen des Verwaltungsrathes zu befolgen, und han⸗ 
delt in dem vorſtehend ihr uͤberwieſenen Wirkungskreiſe nur inſoweit ſelbſtſtaͤn⸗ 
dig, als die gegenwärtigen Statuten und ihre Inſtruktion fie nicht beſchraͤnken. 
Dieſe Inſtruktion iſt jedoch nur zwiſchen den Mitgliedern der Direktion, des 
Verwaltungsrathes und der Geſellſchaft als ſolcher, nicht aber dritten Perſo⸗ 
nen gegenüber, wirkſam. Den letzteren kann die Behauptung einer Verletzung 
jener Inſtruktionen mit Erfolg nicht entgegengeſetzt werden. 


H. 50. 


Die vorſtehend bezeichneten Befugniſſe der Direktion erſtrecken fich ſowohl 
bei gerichtlichen als außergerichtlichen Geſchaͤften auf alle Faͤlle, in welchen die 
Geſetze eine Spezialvollmacht erfordern. 

Den Nachweis, daß die Direktion innerhalb der ihr zuſtehenden Be— 
duden gehandelt habe, iſt dieſelbe gegen dritte Perſonen zu fuͤhren nicht ver⸗ 
unden. i 


H. 31. 
Zu Quittungen uͤber Gelder, Dokumente und Wengen AT 
aupt, 
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haupt, desgleichen zur Ausſtellung der Wechſelgiri, ift die unter der Firma der 
Bank (H. 1.) zu vollziehende gemeinſchaftliche Unterſchrift eines der §. 46. ge⸗ 


dachten Direktoren und des Rendanten ($. 41. g.) erforderlich. In allen uͤbri⸗ 
gen Faͤllen ſind Erklaͤrungen, Urkunden und Verhandlungen der Direktion min⸗ 
deſtens von zweien Direktionsmitgliedern unter der Firma der Bank zu unter⸗ 
ſchreiben. Nur die nach der vorſtehenden Norm vollzogenen Unterſchriften ver⸗ 
pflichten die Bank, und zwar ſowohl gegen jede richterliche und andere Öffentliche 
Behoͤrde, als gegen jeden Privaten. Gerichtliche Eide Namens der Bank 
werden von den Mitgliedern der Direktion abgeleiſtet. 5 


H. 9% 


Bei Krankheits- oder ſonſtigen Behinderungsfaͤllen des vollziehenden 
Direktors uͤbernimmt ein von dem We e dazu beſtimmtes Mitglied 
des Verwaltungsrathes oder ein von dieſem ernannter Angeſtellter der Geſell⸗ 
ſchaft proviſoriſch deſſen Dienſt. 


§. 33. 


Der vollziehende Direktor ernennt und entſetzt alle Komtoir⸗ und Subal⸗ 
ternbeamten der Geſellſchaft, ſoweit deren Ernennung und Entlaſſung nicht dem 
Verwaltungsrathe vorbehalten iſt (§. 41. 8). 


* 54. 
$ 


Die Direktion fertigt und uͤbergiebt dem Verwaltungsrathe die F. 41. 

sub b. gedachten Ueberſichten, desgleichen am Schluſſe eines jeden Geſchaͤfts⸗ 
jahres eine nach kaufmaͤnniſchen Prinzipien angefertigte Bilance. 
ö Allmonatlich hat fie eine von dem Verwaltungsrathe vorher zu geneh⸗ 
migende Ueberſicht der am letzten Tage des verfloſſenen Monats in der Bank 
vorhanden geweſenen Aktiva und Pafliva, insbeſondere der Beſtaͤnde in gepraͤg⸗ 
tem Gold und Silber, Barren und Wechſeln, ferner des Betrages der Forde⸗ 
rungen aus Darlehnen und aus laufender Rechnung, ſowie der umlaufenden 
Banknoten, desgleichen unmittelbar nach abgehaltener jaͤhrlicher Generalverſamm⸗ 
lung einen, alle Zweige des Verkehrs umfaſſenden, vom Verwaltungsrathe ge⸗ 
nehmigten kurzen Geſchaͤftsbericht für das abgelaufene Jahr dem Kommiſſar 
der Regierung vorzulegen und gleichzeitig in den H. 14. gedachten Blaͤttern zu 
veroͤffentlichen. f 2 

Es bleibt der Regierung vorbehalten, anſtatt der monatlichen in Zukunft 
auch eine oͤftere, hoͤchſtens aber die woͤchentliche Bekanntmachung der Aktiva 
und Paſſiva, insbefondere der Beſtände in gepraͤgtem Gold und Silber, 
Barren u. ſ. w. anzuordnen. 


H. 55. 


Ein jedes Direktionsmitglied iſt befugt, in dringenden Fallen den Vor⸗ 
(Nr, 4487.) 5 f ſitzen⸗ 
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ſitzenden des Verwaltungsrathes zur Berufung einer außerordentlichen Sitzung = 


aufzufordern. 


Titel VI. 
Rechnungsabfehluß, Dividende, Refervefonds. 


H. 56. 


Die Buͤcher und die Rechnung der Bank werden am 31. Dezember 
jeden Jahres geſchloſſen und die Bilance auf dieſen Tag von der Direktion 
gezogen. Die Ergebniſſe derſelben werden der Generalverſammlung vorgelegt. 
Bei Aufnahme der Bilance muͤſſen ſowohl die ſaͤmmtlichen verausgabten Ge⸗ 
ſchaͤftsunkoſten, als auch alle vorgekommenen Verluſte abgeſetzt und fuͤr die 
etwa vorhandenen unſichern Forderungen ein angemeſſener Prozentſatz zuruͤck⸗ 
gerechnet werden. Die vorhandenen Effekten duͤrfen niemals mit einem hoͤheren, 
als dem Erwerbungskurſe, und wenn der Boͤrſenkurs am Tage der Bilance⸗ 
Aufnahme niedriger, als der Erwerbungskurs iſt, nur zu dem Boͤrſenkurſe in 
der Bilance angeſetzt werden. x 

Von dem auf dieſe Weiſe ermittelten Reingewinn erhält zunächft der 
Verwaltungsrath die demſelben ſtatutenmaͤßig zuſtehende Tantieme. Von dem 
Ueberreſte werden zwanzig Prozent zum Reſervefonds gewährt. Die übrig blei⸗ 
bende Summe wird als Dividende unter die Aktionaire vertheilt. 


F. 57. 


Mit der Anſammlung des Reſervefonds iſt ſo lange fortzufahren, bis 
dieſer Fonds den vierten Theil des Stammkapitals der Bank erreicht. Dieſe 
Stärke ſoll er nicht uͤberſteigen. Der Reſervefonds iſt beſtimmt, die ſich aus 
der Bilance ergebenden Verluſte zu decken, wenn und ſoweit der in dem be⸗ 
treffenden Jahre gemachte Gewinn Bun Ausgleichung ſolcher Verluſte nicht 
ausreicht. Es wird daruͤber in den Büchern der Bank Rechnung geführt und 
98 0 1 ohne abgeſonderte Anlegung einen Theil des Geſchaͤftskapitals 
der Bank. 


$. 58. 
Die Dividenden ſind in Magdeburg an der Kaſſe der Geſellſchaft zahl⸗ 
bar, dieſelben koͤnnen jedoch durch Beſchluß des Verwaltungsrathes auch an 


anderen Orten zahlbar geſtellt werden. Sie werden jaͤhrlich am 1. Mai gegen 
Einlieferung der ausgegebenen Dividendenſcheine ausgezahlt. 


§. 39. 


Die Dividenden verjaͤhren zu Gunſten der Geſellſchaft nach Ablauf von 
fünf Jahren, von dem Tage an, an welchem dieſelben zahlbar geſtellt Be 
5 g 7 
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Titel VII. 
verfahren bei der Auflöſung. 


H. 60. 


Die Bank iſt verpflichtet, jedenfalls bis zum Ablauf der Konzeſſion, 
wenn aber die Aufloͤſung der Geſellſchaft ſchon früher beſchloſſen werden follte, 
innerhalb Jahresfriſt nach dem Beſchluſſe ihre ſaͤmmtlichen Noten einzuloͤſen. 
Wird die Auflöfung der Geſellſchaft innerhalb des letzten Jahres vor dem 
Ablaufe der Konzeſſion beſchloſſen, ſo muͤſſen bis zu dieſem Zeitpunkt ſaͤmmt⸗ 
liche Noten eingeloͤſt werden. 


H. 61. 


Vor Ablauf des Privilegi kann außer dem Falle des H. 3. dieſes Sta⸗ 
tuts und außer den im F. 28. des Geſetzes vom 9. November 1843. unter 
Nummer 1. 4. und 5. vorgeſchriebenen Faͤllen eine Aufloͤſung der Bank nur 
eintreten, wenn der Verwaltungsrath den Antrag dazu ſtellt und in einer, den 
Zweck darlegenden Bekanntmachung eine Generalverſammlung nach Vorſchrift 
der Statuten berufen worden iſt. Die Aufloͤſung findet aber dabei nur dann 
ſtatt, wenn mindeſtens zwei Drittel der anweſenden Aftionaire für die Aufloͤ⸗ 
90 der Bank ſtimmen und dieſer Beſchluß die landesherrliche Genehmigung 
erhalt, 


H. 62, 


Die eingelöften Noten find unter Aufſicht des Kommiſſars der Koͤnig⸗ 
lichen Regierung zu vernichten und dies mittelſt eines gerichtlich oder notariell 
aufzunehmenden Dokuments, in welchem die Noten nach Nummern genau be⸗ 
zeichnet ſein muͤſſen, zu beurkunden. 

Die Beträge der nicht eingelöften oder prakludirten Noten werden nach 
näherer Beſtimmung des Verwaltungsrathes zu mildthaͤtigen Zwecken verwendet. 


H. 63. 


Nach beendigtem Liquidationsgeſchaͤft iſt eine Generalverſammlung von 
dem Verwaltungsrathe nach den im gegenwaͤrtigen Statut fuͤr die Konvoka⸗ 
tion gegebenen Vorſchriften zum Zweck der Vorlegung der Schlußrechnung 
und Ertheilung der Decharge zu berufen. Die von den in dieſer Verſamm⸗ 
lung anweſenden, nicht zur Verwaltung gehoͤrenden Aktionairen ertheilte Des 
charge befreit ſaͤmmtliche Verwaltungsvorſtaͤnde dieſer Bank, den Aktionairen 
gegenuͤber, von allem und jedem fernern Nachweis, ſowie von jedem Anſpruche 
wegen der erfolgten Liquidation. N 

Eine gleiche rechtliche Folge tritt ein, Falls in der Generalverſammlung 
Jahrgang 1856, (Nr. 4487.) d 85 kein 
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kein bei der Verwaltung unbetheiligter Aktionair erſchienen iſt und ſich dieſer 
Fall in einer zweiten, eigens zu dieſem Zwecke berufenen Generalverſammlung 
wiederholt hat. a ö 

Zur Decharge der Verwaltungs vorſtaͤnde durch die Generalverſammlung 
im Falle der Liquidation des Geſchafts iſt jedoch jedenfalls eine Stimmen⸗ 
mehrheit von drei Vierteln der vertretenen Aktien erforderlich. 


H. 64. 


Soweit dieſes Statut nicht abweichende Beſtimmungen enthaͤlt, finden 
die Vorſchriften des Geſetzes vom 9. November 1843. uͤber Aktiengeſellſchaf⸗ 
ten auf die Magdeburger Privatbank Anwendung. 


Titel VIII. 
Don der Gberaufſicht des Staates. 


F. 65. 


Zur Wahrnehmung ihres Ober⸗Aufſichtsrechtes ernennt die Staatsregie⸗ 
rung einen Kommiſſar, welcher befugt iſt, allen Sitzungen der Direktion und 
des Verwaltungsrathes ohne Stimmrecht beizuwohnen. ſowie von allen Buͤ⸗ 
chern und Skripturen der Geſellſchaft jederzeit Einſicht zu nehmen, auch die 
Organe der Geſellſchaft gültig zuſammen zu berufen. Er hat ſorgfaͤltig dar⸗ 
uber zu wachen, daß die Vorſchriften des Statuts in allen Punkten zur Aus⸗ 
fuͤhrung gelangen. 5 

Der Staat iſt für die Operationen der Bank nicht verantwortlich. 


A. Qu it⸗ 


Quittung 
uͤber die auf die 


Aktie der — Privat-Bank 


geleiſtete Sp ei lsa bi 


Erſter Zeichner 
hat Einhundert Thaler im 21 Guldenfuße eingezahlt. 8 


Nach voͤlliger Einzahlung von Fünf hundert Thalern im 21 Gulden⸗ 
fuße wird dem rechtmäßigen Beſitzer dieſes Quittungsbogens, 915 Ruͤckgabe 


deſſelben, die mit obiger W. bezeichnete, auf den Namen es Inhabers 
lautende Aktie uͤberliefert. 
Magdeburg, den ben 518 


Fuͤr die Magdeburger Privat-Bank: 


Die Aelteſten der Kaufmannſchaft zu Magdeburg. 
N. N. N N. N. 


—— EEEEEEEEEEEEnEEESEEEEEEREEEERSEEEEEREEEETEERRR. 


2. Auf die obenerwaͤhnte Aktie ſind ferner 
Rthlr. im 21 Fl.⸗Fuße 
eingezahlt worden. 5 i 
Magdeburg, den ic. 


Magdeburger Privat- Bank. 
(Unterſchriften.) 


3. (wie vorſtehend) 


.. ͤ—-:t:² .ꝛ..«ͤt — — . ———pꝙp 


4. (desgl.) 
ꝛc. 
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1. Das Anrecht auf umſtehend bezeichnete 
Aktie MM.. cedire one ncn — 


ann FFC eee „„ „ 2 
Werth erhalten. 


(Unterſchrift.) 
Genehmigt. 


Magdeburger Privat- Bank. 
N.N. NEN: 


2. Das Anrecht auf umſtehend bezeichnete 


Nie nenn 
]))! 88 
Werth erhalten. f 
„den . B 
(unterſchrift.) 
Genehmigt. 


Magdeburger Privat- Bank. 
N. N. N. N. 


——— —— —6— — . — — . . ———bg0P 


3. (wie vorſtehend) 


B. 


— 


B. 
e EEE Formular der Aktie. 
Reg. Fol...... 8 5 
Magdeburger Privat-Bank, 
gegruͤndet durch notariellen Vertrag vonn 
beftätigt durch Königliche Kabinetsorder vom ——- . 


— nis Teig eg 


über 


Fünfhundert Thaler Preussisch Courant. 


8 775 N. N. (Stand, Wohnort) hat den Betrag der Aktie „„ mit 
Fünfhundert Thalern geleiſtet und alle ſtatutenmaͤßigen Rechte und Pflich⸗ 
ten dadurch erworben. a 


Magdeburg, den ben 18. 


Der Verwaltungsrath. 


Dieſer Aktie ſind auf fuͤnf Jahre Dividendenſcheine, auf jeden Inhaber 
lautend, nebſt Talon beigegeben, welche nach Ablauf des letzten Jahres durch 
neue erſetzt werden. 


Eingetragen sub Fol. ..... des Regiſters. 


1 1. RER 


1. Das Anrecht auf umſtehend bezeichnete 
Aktie ee N 
. Seermene 000 
Werth erhalten. 
ac. 

Uunterſchrift.) 
Genehmigt. 


Magdeburger Privat- Bank. 
N. N. N. N. 


2. (wie vorſtehend) 


—— EEEEEESEREERRRREREE) 


3. (desgl.) 
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C. 
Formular des Dividendenſcheins. 


1. Dividendenſchein zu der Aktie / 5 


der 


Magdeburger privat- Bank. 


Der Inhaber dieſes Scheins erhaͤlt gegen deſſen Ruͤckgabe aus der Kaſſe der 
Magdeburger Privat⸗Bank diejenige Dividende ausgezahlt, welche durch oͤffent⸗ 
ide „ des Direktorii der Bank für das Jahr.. feſtgeſetzt 
werden wird. 


Magdeburg, den been 18. 


Magdeburger Privat-Bank. 


(Stempel.) Der verwaltungsrath. 
Der Renvant. 


—— EEE EEmENEEEEEEEETEESEBEEESEBSSSEEEREESESEEEEBENSEEREEESREEREEREE 


2. (wie vorſtehend) 


3. (desgl.) 


4. (desgl.) 


5. (desgl.) 
JJC. ͤ ͤ ydJd/Jddddddddà%/jù́èT d e e 
Magdeburger Privat-Bank: 
Anweiſung zum Empfange der zweiten Serie der Dividendenſcheine 
zur Aktie Mann 


* 


(Nr. 4487.) In⸗ 
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Jobaber empfaͤngt am F gegen dieſe Anweiſung nach 
8 der Statuten am Sitze der Geſellſchaft die II. Serie der Dividenden⸗ 
ſcheine zur vorbezeichneten Aktie. 

Magdeburg, den en 18. 


Der Verwaltungsrath. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) 


